
Sie sind stellvertretendes 
Mitglied im kürzlich einge-
setzten NSA-Untersuchungs-

ausschuß des Bundestages. Welche 
Erwartungen haben Sie an die 
Arbeit dort?

Ich hoffe, daß es gelingt, zumindest ein 
wenig Licht in das Dunkel der Akti-
vitäten ausländischer Geheimdienste in 
Deutschland zu bringen. Die öffentliche 
Verunsicherung ist groß. Gerade des-
halb ist es die Pflicht der Abgeordneten, 
die in Rede stehenden Sachverhalte so 
weit wie irgend möglich aufzuklären. 
Martina Renner als Obfrau der Linken 
und mir geht es dabei auch darum zu 
klären, inwieweit deutsche Dienste von 
den Vorgängen wußten oder gar den US-
Geheimdienst NSA bei rechtswidrigen 
Aktivitäten unterstützt haben.

Es ist eine Binsenweisheit: Ge-
heimdienste arbeiten im geheimen. 
Woher nehmen Sie die Hoffnung, 
Licht ins Dunkel bringen zu kön-
nen?

Ich war als Landtagsabgeordneter in 
Sachsen in mehreren Untersuchungs-
ausschüssen und habe daher keine Il-
lusionen, was ein solches Gremium 
leisten kann. Wir können gemeinsam 
mit den Grünen zwar die Herbeiziehung 
von Akten durchsetzen, doch ob die Ge-
heimdienste oder das Kanzleramt auch 
wirklich alle Unterlagen herausrücken, 
können wir nicht prüfen. Die Opposition 
kann zwar Zeugenladungen durchset-
zen, aber wann diese Zeugen im Aus-
schuß gehört werden, entscheiden die 
Koalitionäre von CDU/CSU und SPD.

Wenn der Bundesnachrichten-
dienst und der Verfassungsschutz 
von den NSA-Spitzeleien wußten, 
hätten sie die betroffenen Politi-
ker darüber informieren müssen. 
Wußten die deutschen Dienste 
nichts von den NSA-Aktivitäten, 
sind sie unfähig oder unwillig – in 
beiden Fällen also überflüssig?

Ohne den Ergebnissen des Untersu-
chungsausschusses vorgreifen zu wol-
len, kann man schon jetzt feststellen, 
daß die Spionageabwehr völlig versagt 
hat. Die deutschen Dienste haben an-
geblich weder von der millionenfachen 
Ausspähung deutscher Bürger noch vom 
Datenklau in der Wirtschaft etwas mit-
bekommen. Zumindest haben sie nichts 
dagegen getan. So stellt man in der Tat 
seine eigene Existenzberechtigung in 
Frage.

Sowohl Die Linke als auch Bündnis 
90/Die Grünen haben in der ersten 
NSA-Ausschußsitzung beantragt, 
den US-Whistleblower Edward 
Snowden als Zeugen zu laden. Was 
versprechen Sie sich von seiner 
Aussage in der BRD?

Herr Snowden war ja nicht irgendein 
nachgeordneter Mitarbeiter. Er war vor 
seiner Administratorenfunktion selbst 
beim Geheimdienst tätig, kennt also die 
Abläufe und Vorgänge aus eigener Er-
fahrung. Zudem ist er der einzige, der 
einen Überblick über sämtliche Doku-
mente hat, die er bei der NSA kopiert 
hat. Er kann Auskunft über die Instal-
lation und Funktionsweise der diversen 
Überwachungsprogramme amerikani-
scher Dienste geben, an die der Aus-
schuß auf andere Weise nicht gelangen 
kann. Denn nach Lage der Dinge ist ja 
nicht davon auszugehen, daß die US-
Regierung den Untersuchungsausschuß 
mit Zeugen oder der Übersendung von 
Akten unterstützen wird. Deshalb ist es 
unverzichtbar, Snowden zu hören.

Gehen Sie tatsächlich davon aus, 
daß die deutschen Behörden Snow-
den einreisen lassen und gewillt 
sind, seine Sicherheit zu garantie-
ren?

Nach den jüngsten Äußerungen verschie-
dener Regierungsvertreter muß man in 
der Tat skeptisch sein. Der SPD-Chef 
und jetzige Vizekanzler Gabriel hatte 

im Juli 2013 – damals noch 
in der Opposition – die 
Forderung erhoben, daß 
Snowden in Deutschland 
aussagen müsse und auf-
grund der damit verbun-
denen Gefährdung in ein 
Zeugenschutzprogramm 
aufgenommen werden sol-
le. Heute ist davon keine 
Rede mehr, im Gegenteil: 
Herr Gabriel äußerte kürz-
lich in einer Diskussion mit 
Schülern, daß Deutschland 
schlicht zu klein sei, um 
Edward Snowden dauerhaft vor einem 
Zugriff der Amerikaner zu schützen. 
Das ist nicht nur ein Armutszeugnis, 
sondern ein regelrechter Offenbarungs-
eid der Bundesregierung.

Die US-Administration weigert 
sich, Informationen über das tat-
sächliche Ausmaß ihrer Überwa-
chungsaktionen zu veröffentlichen. 
Warum erhöht die Bundesregie-
rung nicht den politischen Druck 
auf Washington, sondern läßt sich 
permanent vorführen?

Diese Frage stelle ich mir seit Monaten, 
denn die Bundeskanzlerin wie die von 
ihr berufenen Minister haben in ihrem 
Amtseid darauf geschworen, Schaden 
von den Menschen in Deutschland abzu-
wenden. Doch sie unternehmen nichts, 
um die uferlose Ausspähung durch ame-
rikanische und britische Geheimdienste 
bei uns zu beenden oder wenigstens zu 
erschweren. Der Auftritt des früheren 
Bundesinnenministers Friedrich (CSU) 
bei seinem USA-Besuch war einfach nur 
peinlich. Deshalb hätte er zurücktreten 
sollen – und nicht erst wegen der Wei-
tergabe von vertraulichen Informationen 
zum Fall Edathy an die SPD-Spitze.

Und wie erklären Sie sich diese Un-
terwürfigkeit der Bundesregierung 
gegenüber den USA?

Das Ganze hat etwas Irrationales. Die 
Bundesregierung verhält sich wie das 
berühmte Kaninchen vor der Schlan-
ge. Kein eigenständiges Agieren, kein 
Ausweichen und schon gar keinen Wi-

derstand. Damit muß end-
lich Schluß sein! Gregor 
Gysi hat im Bundestag 
zu Recht gesagt, solange 
Deutschland nicht dazu in 
der Lage ist, auch gegen-
über den USA die Inter-
essen unserer Bürgerinnen 
und Bürger wirksam zu 
vertreten, sind wir nicht 
souverän. Es ist doch eine 
absolute Unverschämtheit, 
daß sich die amerikani-
sche Regierung bis heute 
weigert, die in mehreren 

Briefen artikulierten Fragen deutscher 
Behörden zur Überwachungspraxis in 
Europa und vor allem hier bei uns auch 
nur ansatzweise zu beantworten. Selbst 
in Regierungskreisen glaubt niemand 
mehr, daß es zu einem No-Spy-Abkom-
men kommen wird. Wir müssen endlich 
zeigen, daß wir uns nicht alles gefallen 
lassen.

Was meinen Sie damit konkret?
Alle offiziellen Verträge und auch infor-
melle Absprachen, die amerikanischen, 
britischen oder anderen ausländischen 
Geheimdiensten den ungehinderten 
Zugriff auf deutsche Datenbanken, Ser-
ver, Telekommunikationsanlagen und 
Bankverbindungen gestatten, müssen 
sofort aufgekündigt werden. Ohne kon-
kreten Anfangsverdacht darf niemand 
überwacht werden. Wer in Deutschland 
Spionage betreibt, ob aus Botschaften, 
Konsulaten oder Firmen heraus, muß 
ausgewiesen werden. Sämtliche Ein-
richtungen ausländischer Dienste, die 
die Ausforschung deutscher Bürger er-
möglichen, sind zu schließen. Und ich 
füge hinzu: Dies gilt natürlich auch für 
Militäreinrichtungen, die an der Steue-
rung von unbemannten Drohnen betei-
ligt sind, durch die weltweit Menschen 
umgebracht werden. Die US-Regierung 
muß begreifen, daß wir uns die Überwa-
chungsmaßnahmen nicht länger bieten 
lassen. Es ist dringend notwendig, klare 
Grenzen aufzeigen. Eine Möglichkeit 
wäre die Aussetzung der Verhandlungen 
über das ohnehin umstrittene Freihan-

delsabkommen zwischen der EU und 
den USA. In diversen Medien wird An-
gela Merkel als derzeit mächtigste Frau 
der Welt bezeichnet. Wenn die Bundes-
kanzlerin zeigen will, daß sie politisch 
wirklich Einfluß hat, dann sollte sie ge-
nau in diese Richtung tätig werden.

Gerade erst gewählt, ist am Mitt-
woch der Vorsitzende des Unter-
suchungsausschusses Clemens 
Binninger (CDU) von seinem Amt 
zurückgetreten. Er begründete 
dies vor allem damit, daß ein 
fraktionsübergreifendes Arbeiten 
nicht mehr möglich sein, weil die 
Opposition alles auf die Zeugenver-
nehmung von Snowden fokussiere. 
Können Sie das nachvollziehen?

Nein, überhaupt nicht. Ich war vom 
Rücktritt Binningers völlig überrascht, 
zumal wir darauf gehofft hatten, daß 
er nach den Erfahrungen im NSU-Aus-
schuß eine eher moderierende, ergeb-
nisorientierte und nicht vorrangig par-
teipolitische Rolle einnehmen würde. 
Irritiert hat mich die offizielle Begrün-
dung für seinen Rückzug. Das ist mit 
Sicherheit nicht mal die halbe Wahr-
heit. Daß die Opposition den Auslöser 
der gesamten Affäre als Zeugen hören 
will, war von Anfang an klar. Deshalb 
tritt man nicht zurück. Ich hoffe, wir 
werden irgendwann erfahren, was hin-
ter den Kulissen wirklich gelaufen ist. 
Der neue Vorsitzende Sensburg hat zu-
gelassen, daß die Ladung von Snowden 
erneut vertagt wurde, obwohl dies ein 
Minderheitsrecht ist. Das war kein guter 
Einstieg. Offenbar will die Koalition die 
Entscheidung hinauszögern, damit die 
geplante USA-Reise der Kanzlerin nicht 
überschattet wird. Das sind völlig sach-
fremde Erwägungen, und am Ende wird 
der Beschluß nicht zu verhindern sein. 
Notfalls werden wir das auch juristisch 
durchsetzen. Und dann ist es die ge-
setzliche Pflicht der Bundesregierung, 
Snowdens Vernehmung zu ermöglichen, 
also ihm sicheres Geleit zu gewähren 
und ihn auch danach zu schützen, z.B. 
durch ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht.

 Interview: Markus Bernhardt 
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Ehrungen für 
Whistleblower 
Die USA-Administration will ihn 
einsperren, die Bundesregierung 
nicht nach Deutschland lassen, 
Bürgerrechtsorganisationen 
zeichnen ihn aus: Der frühere 
Mitarbeiter der National Se-
curity Agency (NSA), Edward 
Snowden, hat am Freitag abend 
in Bielefeld den »Julia und Win-
ston Award« der Datenschutz-
organisation Digitalcourage e.V. 
erhalten. Der Preis ist nach den 
Hauptcharakteren aus George 
Orwells Roman »1984« benannt 
und soll Personen auszeichnen, 
die sich in besonderem Maße 
gegen Überwachung und Daten-
sammelwut eingesetzt haben. 

Mit dem Preis ehrt der Verein 
den bekannten Whistleblower 
»für seine Verdienste um die 
Aufklärung der Machenschaften 
der Geheimdienste der »Big Fi-
ve« (USA, Großbritannien, Neu-
seeland, Australien, Kanada) und 
anderer Länder (Deutschland, 
Frankreich)«, heißt es in der 
Begründung. Snowden, der ak-
tuell an einem unbekannten Ort 
in Rußland lebt, wo er vorerst 
Asyl erhalten hat, habe Macht-
mißbrauch und den »frivolen 
Umgang« mit den Grundrechten 
der Bürger aufgedeckt, konsta-
tierte Heribert Prantl von der 
Süddeutschen Zeitung, der die 
Laudation für Snowden hielt. 

Der Aufklärer, der mittler-
weile neben dem US-Soldaten 
Bradley Manning als bekannte-
ster Whistleblower gilt, hatte 
für sein couragiertes Handeln 
in Sachen Datenschutz und 
Bürgerrechte bereits vor eini-
gen Monaten den »Fritz-Bauer-
Preis« der Humanistischen 
Union erhalten sowie den 
Preis, der unter anderem von 
Transparency International ve-
geben wird. 

 Die Philosophische Fakultät 
der Universität Rostock gab in 
dieser Woche zudem bekannt, 
daß sie Snowden die Ehrendok-
torwürde verleihen wolle. Da-
mit solle vor allem dessen Rolle 
als Aufklärer gewürdigt werden, 
der seine eigene bürgerliche 
Existenz geopfert habe, um auf 
gravierende gesellschaftliche 
Mißstände aufmerksam zu ma-
chen, hieß es in der Begründung. 
»Die moralische Integrität und 
die ethische Dimension der Zi-
vilcourage und des Mutes dieses 
jungen Mannes, gerade auch in 
ihren gobalen und kosmopoli-
tischen Dimensionen«, stünden 
»außer Frage«, so die Univer-
sität in ihrer Erklärung weiter. 
Man versuche, mit Snowden 
Kontakt aufzunehmen, um zu 
klären, ob er mit der Verleihung 
einer Ehrendoktorwürde ein-
verstanden sei. Aus Sicht einer 
geisteswissenschaftlichen Fakul-
tät sei die Auszeichnung »auch 
ein deutliches Zeichen des 
Humanismus und der Solidarität 
für den Schutz und die Freiheit 
eines bedeutenden Aufklärers 
unserer Zeit«. 

Bereits im Januar war Edward 
Snowden auf Vorschlag zweier 
Politiker der Sozialistischen 
Linkspartei Norwegens (SV) 
offiziell für den Friedensnobel-
preis nominiert worden (jW 
berichtete). 

 (bern)

»Wer  h i e r  s p i o n i e r t ,  muß 
a u s gew i e s e n  we rd en«
Bundesregierung darf sich US-Überwachung nicht länger bieten lassen. 
Snowden-Anhörung notfalls gerichtlich erzwingen. Gespräch mit André Hahn

US-Präsident Barack Obama und seine Frau Michelle bei der Abreise aus Berlin (19. Juni 2013)

Dr. André Hahn (Die Linke) 
ist Mitglied des Parlamen-
tarischen Kontrollgremi-

ums des Bundestages
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